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Neues aus der Rechtsprechung 

LAG Köln: Erste Signale zur Entgelttransparenz-Richtlinie 

Das Landesarbeitsgericht Köln hat mit Urteil vom 5. Februar 2026 

(Az. 6 SLa 121/25) entschieden, dass eine Arbeitnehmerin keinen Anspruch 

auf Auskunft über die konkrete Vergütung einzelner männlicher Kollegen 

hat. Ein Anspruch folgt weder aus dem Entgelttransparenzgesetz (Entg-

TranspG), noch aus Europarecht oder dem Grundsatz von Treu und Glau-

ben (§ 242 BGB). Die Entscheidung ordnet die BAG-Rechtsprechung zum 

sog. Paarvergleich ein und enthält zugleich Ausführungen zur Entgelt-

transparenz-Richtlinie (RL (EU) 2023/970), deren Umsetzungsfrist am 

07.06.2026 abgelaufen ist.  

Der Sachverhalt 

Die Klägerin war seit 1997 als Gebietsleiterin im Vertrieb eines Soft-

wareunternehmens beschäftigt und dort für die Region „D Mitte“ in 

den Branchen Pharma und Chemie zuständig. Im September 2023 

stellte die Arbeitgeberin zwei neue Mitarbeiter mit der Rollenbe-

zeichnung „Sales Manager“ ein. Die Klägerin vermutete, dass diese 

eine höhere Vergütung erhielten als sie selbst und begehrte im Wege 

der Stufenklage Auskunft über die konkreten Vergütungsbestand-

teile (Grundgehalt, variable Vergütung und Dienstwagennutzung) 

aller als Gebietsleiter oder Sales Manager beschäftigten männlichen 

Kollegen. 

Die Arbeitgeberin erteilte Auskunft über die drei anderen Gebietslei-

ter. Danach war die Klägerin – bezogen auf eine Vollzeitstelle – die 

Bestbezahlte in diese Gruppe. Auskunft über die Vergütung der bei-

den Sales Manager verweigerte die Arbeitgeberin unter Verweis auf 

den Datenschutz und die geringe Vergleichsgruppenstärke. Selbst 

bei Einbeziehung der beiden Sales Manager umfasste die Vergleichs-

gruppe lediglich fünf männliche Beschäftigte. Die Klage blieb in bei-

den Instanzen ohne Erfolg.  

Die Entscheidung des Gerichts 

Das LAG Köln wies die Berufung der Klägerin zurück. Ein Aus-

kunftsanspruch bestehe unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt. 
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Ein Anspruch aus § 10 EntgTranspG scheitere bereits an der zu ge-

ringen Vergleichsgruppenstärke. Nach § 12 Abs. 3 Satz 2 Entg-

TranspG sei das Vergleichsentgelt nicht anzugeben, wenn die Ver-

gleichstätigkeit von weniger als sechs Beschäftigten des jeweils ande-

ren Geschlechts ausgeübt werde. Diese Voraussetzung sei selbst un-

ter Einbeziehung der beiden Sales Manager nicht erfüllt. Die Arbeit-

geberin sei nach dem Wortlaut der Vorschrift nicht lediglich berech-

tigt, die Auskunft zu verweigern. Sie sei vielmehr verpflichtet, die 

Preisgabe zu verhindern. Indem sie dennoch die Vergütungsdaten 

der drei Gebietsleiter offengelegt habe, habe sie ihren Auskunftsan-

spruch bereits übererfüllt. Zudem beziehe sich der Auskunftsan-

spruch nach § 11 Abs. 3 Satz 2 EntgTranspG jeweils auf ein Kalender-

jahr und reiche nicht beliebig weit in die Vergangenheit. 

Auch ein Auskunftsanspruch aus § 242 BGB scheide aus Gründen 

des Daten- und Persönlichkeitsschutzes aus. Entgeltbestandteile 

seien personenbezogene Daten im Sinne des Art. 4 Nr. 1 DSGVO. Ein 

Rückschluss auf konkrete Personen bleibe vorliegend selbst bei ano-

nymisierter Darstellung möglich. Soweit das BAG in seiner Entschei-

dung vom 23.10.2025 (Az. 8 AZR 300/24) die Verarbeitung einzelner 

Entgeltdaten als zulässig erachtet habe, habe diese Entscheidung die 

Verarbeitung durch das Gericht betroffen, nachdem die Parteien die 

Daten bereits mitgeteilt hatten und nicht um deren Erlangung durch 

die Arbeitnehmerin. 

Besonders bemerkenswert sind die Ausführungen des LAG zur Ent-

gelttransparenz-Richtlinie (ETRL). Das Gericht stellte fest, dass auch 

aus der Richtlinie kein Anspruch auf Offenlegung individueller Geh-

älter folge. Art. 7 und Art. 9 der Richtlinie sprächen lediglich von 

„durchschnittlichen Entgelthöhen“ und „mittlerem Entgeltgefälle“, 

nicht von der Auskunft über konkrete Entgeltbestandteile einzelner 

Arbeitnehmer. Art. 12 Abs. 3 der Richtlinie erlaube es den Mitglied-

staaten sogar, in Fällen, in denen die Offenlegung zur Identifizierung 

eines einzelnen Arbeitnehmers führen würde, den Zugang allein den 

Arbeitnehmervertretern, der Arbeitsaufsichtsbehörde oder der 

Gleichbehandlungsstelle zu gewähren. Eine unmittelbare Wirkung 

der Richtlinie habe zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht in Be-

tracht kommen können, da die Umsetzungsfrist noch nicht abgelau-

fen gewesen sei. 

Ergänzend prüfte das Gericht die Gleichwertigkeit der Tätigkeiten 

anhand der Kriterien des Art. 4 Abs. 4 ETRL (Kompetenzen, Belas-

tungen, Verantwortung und Arbeitsbedingungen) und verneinte 
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diese. Die Sales Manager unterschieden sich durch branchenüber-

greifende Zuständigkeit, bundesweiten Einsatz mit erheblicher Rei-

setätigkeit, höhere Zielvorgaben und strategische Verantwortung 

grundlegend von der Tätigkeit der Klägerin als regional tätige Ge-

bietsleiterin. 

Praxishinweis 

Die Entscheidung stellt klar, dass der vom BAG anerkannte Paarver-

gleich (Urteil vom 23.10.2025, Az. 8 AZR 300/24) zwar eine Diskrimi-

nierungsvermutung begründen kann, wenn die konkreten Ver-

gleichsdaten bereits bekannt sind. Er begründet aber keinen allge-

meinen Ausforschungsanspruch gegen den Arbeitgeber, um diese 

Daten erst zu erlangen. Der Datenschutz bleibt ein starkes Argument 

gegen die Offenlegung individueller Gehälter, insbesondere bei klei-

nen Vergleichsgruppen.  

Zugleich ist die Entscheidung keine Entwarnung. Das LAG hat seine 

Ablehnung eines Auskunftsanspruchs aus der ETRL auch darauf ge-

stützt, dass die Umsetzungsfrist zum Entscheidungszeitpunkt noch 

nicht abgelaufen war. Seit dem 07.06.2026 ist dies nicht mehr der Fall. 

Ob und in welchem Umfang eine unmittelbare Anwendung der 

Richtlinie in Betracht kommt, wird die Gerichte in naher Zukunft be-

schäftigen. Anders als das EntgTranspG sieht die Richtlinie zudem 

keine starre zeitliche Begrenzung des Auskunftsanspruchs auf ein 

Kalenderjahr vor. 

Arbeitgeber sollten die verbleibende Zeit nutzen, um ihre Vergü-

tungsstrukturen und Stellenbewertungen auf die Anforderungen der 

ETRL vorzubereiten. Besonders wichtig sind klare, objektive und ge-

schlechtsneutrale Kriterien für die Bewertung von Tätigkeiten sowie 

eine belastbare Dokumentation von Kompetenzanforderungen, Ver-

antwortungsumfang und Arbeitsbedingungen. Wer seine Entgeltar-

chitektur jetzt so strukturiert, dass sie auch unter den verschärften 

Transparenz- und Beweislastregeln tragfähig bleibt, ist für die kom-

mende Gesetzgebung gut aufgestellt. 

Wenn Sie mehr zum Thema Entgelttransparenz erfahren möchten, empfeh-

len wir Ihnen unseren Newsletter-Beitrag vom Februar 2026 zum Paarver-

gleichs-Urteil des BAG (Urteil vom 23.10.2025, Az. 8 AZR 300/24) sowie 

unseren Beitrag aus dem August 2026 zur Vorwirkung der Entgelttranspa-

renzrichtlinie. 

https://loschelder.de/fileadmin/redaktion/newsletter/pdf/arbeitsrecht/2026_02_Februar_1_Entgeltgleichheit.pdf
https://loschelder.de/fileadmin/redaktion/newsletter/pdf/arbeitsrecht/2026_02_Februar_1_Entgeltgleichheit.pdf
https://loschelder.de/fileadmin/redaktion/newsletter/pdf/arbeitsrecht/2026_08_August_1_ETRL.pdf
https://loschelder.de/fileadmin/redaktion/newsletter/pdf/arbeitsrecht/2026_08_August_1_ETRL.pdf
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